Schweizerische Eidgenossenschaft
Confédération suisse
Confederazione Svizzera
Confederaziun svizra

Bundesgesetz Entwurf
iiber das Schweizerische Institut fiir Rechtsvergleichung

(SIRG)

vom ...

Die Bundesversammlung der Schweizerischen Eidgenossenschaft,

gestiitzt auf Artikel 64 Absétze 1 und 3 der Bundesverfassung!,
nach Einsicht in die Botschaft des Bundesrates vom 31. Januar 20182,

beschliesst:

1. Abschnitt: Anstalt und Zweck

Art. 1 Name, Rechtsform und Sitz

I Die Schweizerische Eidgenossenschaft fithrt das «Schweizerische Institut fiir
Rechtsvergleichungy» (Institut) in der Form einer 6ffentlich-rechtlichen Anstalt des
Bundes mit eigener Rechtspersonlichkeit, aber ohne eigene Rechnung.

2 Das Institut ist im Handelsregister eingetragen.

3 Der Sitz des Instituts ist in Ecublens (VD), auf dem Campus der Universitit
Lausanne-Dorigny.

Art. 2 Zweck und Stellung

1 Das Institut ist eine Dokumentations- und Forschungsstitte fiir Rechtsverglei-
chung, auslindisches und internationales Recht.

2 Es ist eine Forschungsstitte im Sinne der Artikel 5 und 17 des Bundesgesetzes
vom 14. Dezember 20123 iiber die Forderung der Forschung und der Innovation.
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2. Abschnitt: Aufgaben und Unabhingigkeit

Art. 3 Aufgaben
1 Das Institut hat folgende Aufgaben:

a.  Es erstellt fiir die Bundesbehdrden die fiir die Ausarbeitung von Rechtserlas-
sen und den Abschluss volkerrechtlicher Vertrige notwendigen Unterlagen
und Studien.

b. Es wirkt an internationalen Bestrebungen zur Rechtsangleichung oder
Rechtsvereinheitlichung mit.

c.  Es erteilt Gerichten und kantonalen Behorden Auskiinfte und erstellt fiir sie
Rechtsgutachten.

d. Es betreibt eigene wissenschaftliche Forschungen, unterstiitzt und koordi-
niert Forschungsprojekte an den schweizerischen Hochschulen und bietet
Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftlern in der Schweiz eine angemesse-
ne Forschungsstitte.

2 Es fiihrt eine Fachbibliothek sowie eine Dokumentation iiber ausliandisches und
internationales Recht.

3 Der Bundesrat kann dem Institut weitere Aufgaben iibertragen, soweit diese in
einem Bezug zu den Aufgaben nach den Absitzen 1 und 2 stehen und deren Erfiil-
lung nicht beeintriachtigen.

Art. 4 Zusammenarbeit mit den Rechtsfakultiten und mit anderen
Institutionen

Das Institut arbeitet zur Erfiillung seiner Aufgaben mit den rechtswissenschaftlichen
Fakultiten und Abteilungen der schweizerischen Hochschulen sowie mit weiteren
Institutionen, Organisationen und Bibliotheken in der Schweiz und im Ausland
zusammen.

Art. 5 Wissenschaftliche Unabhingigkeit

Das Institut ist in seiner wissenschaftlichen Tatigkeit unabhéngig. Es untersteht in
wissenschaftlichen Fragen keinen Weisungen des Bundesrates und des zustdndigen
Departements.

3. Abschnitt: Organisation

Art. 6 Organe des Instituts
Die Organe des Instituts sind:

a. der Institutsrat;

b. die Direktion.
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Art. 7 Institutsrat: Funktion, Zusammensetzung, Wahl und Organisation
I Der Institutsrat ist das oberste Leitungsorgan des Instituts.

2 Er besteht aus hochstens neun Mitgliedern namentlich aus Bildung und Wissen-
schaft, aus der Rechtsprechung und aus der Bundesverwaltung; ein Mitglied vertritt
den Sitzkanton.

3 Der Bundesrat wihlt die Mitglieder des Institutsrates und bestimmt die Prisidentin
oder den Présidenten.

4 Bewerberinnen und Bewerber fiir die Wahl in den Institutsrat miissen gegeniiber
dem Bundesrat ihre Interessenbindungen offenlegen.

5 Die Amtsdauer betréigt ldngstens vier Jahre. Der Bundesrat kann Mitglieder zwei-
mal wieder wihlen. Er kann sie aus wichtigen Griinden jederzeit abberufen.

6 Der Direktor oder die Direktorin des Instituts nimmt mit beratender Stimme an den
Sitzungen des Institutsrates teil; bei Bedarf konnen die anderen Mitarbeitenden des
Institutes hinzugezogen werden.

Art. 8 Institutsrat: Vertragsbedingungen und Pflichten der Mitglieder

I Der Bundesrat legt die Honorare und die weiteren Vertragsbedingungen der Mit-
glieder des Institutsrates fest. Das Vertragsverhdltnis zwischen ihnen und dem
Institut untersteht dem 6ffentlichen Recht. Ergénzend sind die Bestimmungen des
Obligationenrechts* sinngeméss anwendbar.

2 Die Mitglieder des Institutsrats erfiillen ihre Aufgaben und Pflichten mit aller
Sorgfalt und wahren die Interessen des Instituts in guten Treuen.

3 Sie sind wéhrend der Zugehorigkeit zum Institutsrat und nach deren Beendigung
zur Verschwiegenheit iiber amtliche Angelegenheiten verpflichtet.

4 Sie melden Verinderungen ihrer Interessenbindungen laufend dem Institutsrat.
Dieser informiert den Bundesrat dariiber im Rahmen des Jahresberichts.

5 Ist eine Interessenbindung mit der Mitgliedschaft im Institutsrat unvereinbar und
hélt das Mitglied an dieser Bindung fest, so beantragt der Institutsrat dem Bundesrat
die Abberufung des Mitglieds.

Art. 9 Institutsrat: Aufgaben
Der Institutsrat hat folgende Aufgaben:

a. Er sorgt fiir die Umsetzung der strategischen Ziele des Bundesrates und er-
stattet diesem jahrlich Bericht {iber deren Erreichung.

b. Er plant und bestimmt in den Grundziigen die Tétigkeit des Instituts und legt
das Forschungs- und Arbeitsprogramm des Instituts fest.

c.  Erentscheidet tiber Annahme wichtiger Forschungsauftriage.
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d.  Er trifft alle notwendigen Vorkehren zur Wahrung der Interessen des Insti-
tuts und zur Verhinderung von Interessenkollisionen.

Er erldsst das Organisationsreglement.
Er erlésst ein Reglement iiber die Entgegennahme von Drittmitteln.

g. Er legt die Rahmenbedingungen fiir die Erbringung von Dienstleistungen
fest.

h.  Er unterbreitet dem Bundesrat jahrlich den Jahresbericht zur Genehmigung
und beantragt die Entlastung; der Jahresbericht stellt die organisatorische
und betriebliche Entwicklung sowie die Verdnderungen der Interessenbin-
dungen der Mitglieder des Institutsrats dar.

i.  Er entscheidet iiber die Begriindung, die Anderung und die Auflésung des
Arbeitsverhiltnisses mit der Direktorin oder dem Direktor; die Begriindung
und die Auflésung bediirfen der Genehmigung durch den Bundesrat.

J- Er entscheidet auf Antrag der Direktorin oder des Direktors iiber die Be-
grindung, die Anderung und die Auflosung des Arbeitsverhdltnisses der
weiteren Mitglieder der Direktion.

k.  Erlegt die Beschaffungsgrundsétze der Bibliothek fest.
1. Er beaufsichtigt die Direktion.

m. Er sorgt fiir ein dem Institut angepasstes internes Kontrollsystem und Risi-
komanagement.

Art. 10 Wissenschaftlicher Beirat

I Der Institutsrat kann zur Unterstiitzung der Direktion in wissenschaftlichen Fragen
einen wissenschaftlichen Beirat mit beratender Funktion einsetzen.

2 Im wissenschaftlichen Beirat sind nach Maglichkeit alle schweizerischen rechts-
wissenschaftlichen Fakultiten vertreten; {iberdies miissen in ihm auch ausldndische
rechtswissenschaftliche Fakultdten vertreten sein.

3 Das interne Reglement des Beirats bedarf der Genehmigung durch den Institutsrat.

Art. 11 Direktion: Funktion und Zusammensetzung
! Die Direktion ist das operative Organ des Instituts.

2 Sie setzt sich zusammen aus der Direktorin oder dem Direktor und hdchstens zwei
stellvertretenden Direktorinnen oder Direktoren.

Art. 12 Direktion: Aufgaben
Die Direktion hat insbesondere folgende Aufgaben:
a.  Sie fiihrt die Geschéfte.

b. Sie erlédsst Verfligungen, insbesondere iiber die Gebiihren.
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Sie erarbeitet die Grundlagen fiir Entscheide des Institutsrates und bereitet
die Geschifte des wissenschaftlichen Beirates vor; sie unterbreitet dem Insti-
tutsrat Vorschlédge fiir die Wahl der Mitglieder des wissenschaftlichen Beira-
tes.

Sie erstattet dem Institutsrat mindestens einmal pro Jahr Bericht und unter-
richtet ihn unverziiglich im Falle von besonderen Vorkommnissen.

Sie vertritt das Institut nach aussen.

Sie entscheidet iiber die Begriindung, die Anderung und die Auflosung der
Arbeitsverhiltnisse des Personals des Instituts; vorbehalten bleibt Arti-
kel 9 Buchstaben i und j.

Sie erfiillt alle Aufgaben, die dieses Gesetz nicht einem anderen Organ zu-
weist.

4. Abschnitt: Personal

Art. 13

Anstellungsverhiltnisse

Auf die Mitglieder der Direktion und das iibrige Personal ist das Bundespersonalge-
setz vom 24. Marz 20005 (BPG) anwendbar.

Art. 14

Pensionskasse

Die Mitglieder der Direktion und das iibrige Personal sind nach den Bestimmungen
der Artikel 32a—32m BPG® bei der Pensionskasse des Bundes (PUBLICA) versi-

chert.

5. Abschnitt:
Finanzierung und Gebiihren, Mobilien und Liegenschaften

Art. 15

Betriebsmittel

Der Bund trégt die Aufwendungen fiir den Betrieb des Instituts.

Art. 16

Drittmittel

1 Das Institut darf Mittel von dritter Seite entgegennehmen oder sich beschaffen,
soweit dies mit seiner Unabhédngigkeit und mit seinen Aufgaben und Zielen verein-

bar ist.
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2 Es beschafft sich Drittmittel insbesondere durch:
a.  Zuwendungen Dritter;

b. Beitrdge aus Forschungsprogrammen.

Art. 17 Gebiihren

I Der Bundesrat erlésst fiir das Institut eine Gebiihrenverordnung nach Artikel 46a
des Regierungs- und Verwaltungsorganisationsgesetzes vom 21. Mérz 19977.

2 Er sieht fur Auskiinfte und Rechtsgutachten an Gerichte und kantonale Behorden
eine Ermissigung vor.

3 Fir internationale Organisationen kann die Gebiihr gesenkt werden, wenn das
Rechtsgutachten im 6ffentlichen Interesse ist.

Art. 18 Mobilien

I Der Bund iibertragt dem Institut seine bis zum Inkrafttreten dieses Gesetzes im
Besitz des Instituts befindlichen Mobilien, insbesondere die Bibliotheken und deren
Einrichtungen zur Nutzniessung.

2 Er kann dem Institut an weiteren Mobilien eine Nutzniessung einrdumen.

3 Mobilien, die das Institut neu erwirbt, stehen von Gesetzes wegen im Eigentum des
Bundes. Das Institut erhélt diese Mobilien vom Bund zur Nutzniessung.

4 Das Institut versichert die ihm anvertrauten Mobilien des Bundes oder Dritter nur,
sofern dies vertraglich mit dem Bund vorgesehen ist. Der Bund kann das Risiko fiir
die dem Institut vom Bund oder von Dritten anvertrauten Mobilien decken.

5Die Einzelheiten der Nutzniessung und die Versicherungspflichten werden in
einem Offentlich-rechtlichen Vertrag zwischen dem Bund und dem Institut festge-
legt.

6 Der Dokumentationsfonds, der sich aufgrund der Vereinbarung vom 1. Juli 1997
zwischen dem Institut und der Fondation Jean Monnet pour 1I’Europe im Besitz des
Instituts befindet und Teil des Europdischen Dokumentationszentrums bildet, bleibt
Eigentum der Fondation.

Art. 19 Liegenschaft

1 Das Institut nutzt die Liegenschaft, die ihm vom Kanton Waadt gemiss der Kon-
vention vom 23. Mai 1979 zwischen dem Bund und dem Kanton Waadt und dem
Zusatzprotokoll vom 15. August 1979 zu dieser Konvention zur Verfiigung gestellt
wurde und vom Kanton Waadt unterhalten wird.

2 Der Bund kann an den allfélligen Ausbau der Liegenschaft im Rahmen der bewil-
ligten Kredite einen angemessenen Beitrag leisten. Dieser betrdgt hochstens 50
Prozent.
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6. Abschnitt: Wahrung der Bundesinteressen

Art. 20 Strategische Ziele

Der Bundesrat legt im Rahmen der Aufgaben nach Artikel 3 und unter Wahrung der
wissenschaftlichen Unabhéngigkeit des Instituts fiir jeweils vier Jahre die strategi-
schen Ziele des Instituts fest.

Art. 21 Aufsicht des Bundes

1 Das Institut steht unter dem Vorbehalt seiner wissenschaftlichen Unabhéngigkeit
unter der Aufsicht des Bundesrates. Dieser iibt seine Aufsicht insbesondere aus:

a. durch die Wahl und die Abberufung der Mitglieder des Institutsrates und
von dessen Prasidentin oder Prasidenten;

b. durch die Genehmigung des Jahresberichts und die Entlastung des Instituts-
rates;

c. durch die Genehmigung der Begriindung und der Auflosung des Arbeitsver-
héltnisses mit der Direktorin oder dem Direktor;

d. durch die Uberwachung der Einhaltung dieses Gesetzes und der zweckge-
missen Verwendung der finanziellen Mittel und durch entsprechende Be-
richterstattung im Rahmen der Staatsrechnung an die Bundesversammlung.

2 Der Bundesrat kann zur Wahrnehmung seiner Aufsicht Einsicht nehmen in samtli-
che Geschiftsunterlagen des Instituts und sich zu diesem Zweck iiber dessen Ge-
schiftstatigkeit jederzeit informieren lassen.

7. Abschnitt: Gewerbliche Leistungen

Art. 22

I Das Institut kann Dritten gewerbliche Leistungen erbringen, wenn diese:
a. mit seinen Hauptaufgaben in einem engen Zusammenhang stehen;
b. die Erfiillung seiner Aufgaben nicht beeintrdchtigen; und

c. keine bedeutenden zusétzlichen sachlichen oder personellen Mittel erfor-
dern.

2 Es kann insbesondere Gutachten erstellen.

3 Es setzt fiir seine gewerblichen Leistungen mindestens kostendeckende Preise fest.
Eine Quersubventionierung gewerblicher Leistungen ist nicht zuldssig.

4 Hinsichtlich seiner gewerblichen Leistungen hat das Institut dieselben Rechte und
Pflichten wie die privaten Anbieterinnen und Anbieter.

5 Das Institut ist fiir Gewinne aus den gewerblichen Leistungen steuerpflichtig.
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8. Abschnitt: Schlussbestimmungen

Art. 23 Aufhebung und Anderung anderer Erlasse

I Das Bundesgesetz vom 6. Oktober 1978% {iber das Schweizerische Institut fiir
Rechtsvergleichung wird aufgehoben.

2 Das Verwaltungsgerichtsgesetz vom 17. Juni 20059 wird wie folgt gedndert:

Art. 33 Bst. b Ziff. 7
Die Beschwerde ist zulédssig gegen Verfiigungen:

b. des Bundesrates betreffend:

7. die Abberufung eines Mitglieds des Institutsrats des Schweizerischen
Instituts fiir Rechtsvergleichung nach dem Bundesgesetz vom ...10 {iber
das Schweizerische Institut fiir Rechtsvergleichung;

Art. 24 Referendum und Inkrafttreten
I Dieses Gesetz untersteht dem fakultativen Referendum.

2 Der Bundesrat bestimmt das Inkrafttreten.

8 AS 1979 56, 1997 896, 2006 2197
9 SR 173.32
10 SR...;BBI2018 933

940



		Schweizerische Bundeskanzlei, Kompetenzzentrum Amtliche Veröffentlichungen, info@bk.admin.ch
	2024-03-31T17:38:23+0200
	3003 Bern, Schweiz
	Bundesblatt. Massgebend ist die signierte elektronische Fassung.




